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Den Fallmanagern und Personlichen Ansprechpartnern in den Jobcentern stehen verschiedene
Instrumente der aktiven Arbeitsférderung zur Verfugung, um die Integration der ELB in den Ar-
beitsmarkt vorzubereiten und zu unterstiitzen. Grundlage fir den Einsatz der Mittel ist die zwi-
schen dem Leistungsberechtigten und den PAP/Fallmanagern geschlossene oder fortgeschrie-
bene Eingliederungsvereinbarung in Verbindung mit dem Arbeitsmarktprogramm 2017 des Job-
centers Kreis PIon.

Damit die im Eingliederungstitel vorhandenen finanziellen Mittel das gesamte Haushaltsjahr unter
Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit wirkungsorientiert eingesetzt
werden kdnnen, wurden die nachstehenden Richtlinien erarbeitet. Innerhalb dieses Rahmens
kénnen Forderungsleistungen zugesagt werden. Dabei ist Ermessen im Einzelfall auszutben.

Uber Ausnahmen, die tber den in den Richtlinien genannten Foérderrahmen hinausgehen, ent-
scheiden die zustandigen Teamleiter/innen.

Forderentscheidungen sind nachvollziehbar zu begriinden und in VerBis zu dokumentieren.



Anderungshistorie

Fassung vom 30.03.2017
MalRnahmen bei einem Arbeitgeber
e Erweiterung der Férderdauer auf max. 12 Wochen fir Langzeitarbeitslose und alle Ar-
beitslose mit besonders schweren Vermittlungshemmnissen
o Konkretisierung der Regelungen zu MAG in Zeitarbeitsunternehmen
e Aktualisierung der Dokumentationserfordernisse
¢ Neue fachliche Weisungen Stand 03/2017
Einstiegsgeld

e Aktualisierung der Dokumentationserfordernisse
¢ Neue fachliche Weisungen Stand 02/2017

Forderung der beruflichen Weiterbildung

e Erfassung der Weiterbildungspramie in CoSach

Maflnahmen bei einem Trager

e neue/ weitere Mallhahmen
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1. Forderung aus dem Vermittlungsbudget gemaR § 16 Abs.1 SGB Il i.V. mit § 44

SGB Il

Forderung der Anbahnung oder Aufnahme einer versicherungspflichtigen Beschéfti-
gung, sofern dies fur die berufliche Eingliederung notwendig ist.

Zur Anbahnung gehoren alle Aktivitaten, die zur Unterstitzung der Aufnahme eines
versicherungspflichtigen Beschéftigungsverhaltnisses notwendig sind. Dazu kann
auch die Erzielung von Integrationsfortschritten gehodren, insbesondere wenn deren
Erreichung sich in der EGV wiederspiegelt. Es kdnnen auch Kosten Gilbernommen
werden, die die Vermittlungssituation des Bewerbers allgemein verbessern.

Leistungen aus dem VB koénnen nach 8§ 16g Abs.2 SGB Il zur nachhaltigen Einglied
rung in Arbeit bis zu 6 Monate nach Beschéaftigungsaufnahme erbracht wer-
den, auch wenn Hilfebedurftigkeit aufgrund des zu berlcksichtigenden Ein-
kommens entfallen ist. Beispiel: Beschaffung eines PKW, Kosten fir Pendel-
fahrten

Personenkreis:
Ausbildungssuchende, von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsuchende u. Arbeitslose,
die EIb i.S. von § 7 SGB Il sind.

Ausbildungssuchende kdnnen bei Anbahnung oder Aufnahme einer schulischen oder
betrieblichen Berufsausbildung gefordert werden.

AUSNAHME: Soweit die aufgenommene Ausbildung grundséatzlich mit BAB oder BA-
foG forderungsfahig ist, scheidet eine Férderung aus dem Vermittlungsbudget fir Leis-
tungen zur Aufnahme der Ausbildung (z.B. Fahrkosten, Lehrgangskosten, Lehrmittel),
die im Rahmen von BAB oder BAfOG vorgesehen sind, aus. Dies gilt auch fur Leistun-
gen, die im Rahmen der Einkommensanrechnung bericksichtigt werden (z.B. Wer-
bungskosten)

Zu den von Arbeitslosigkeit bedrohten Arbeitssuchenden gehdren auch Leistungsbe-
rechtigte, die zu ihrem Arbeitseinkommen aufstockend Alg Il erhalten.

Selbsténdige nur, wenn sie eine versicherungspflichtige Beschaftigung anstreben.
Dies ist in VerBIS zu dokumentieren und in einer EGV verpflichtend festzuhalten
(Zielberuf definieren, Bewerbungsbemihungen, Handlungsstrategie ,Vermittlung*)

Versicherungspflichtige Beschéaftigung:
Mafgebend ist die Versicherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung (Arbeitsent-
gelt tber 450 Euro monatlich).

Eine Forderung fir die Anbahnung und Aufnahme einer Beschéftigung ist nicht méglich
fur offentlich-rechtliche Dienstverhéltnisse (Beamte)

Leistungen aus dem VB, die an Kunden gewahrt werden, die einen Alg II-Antrag ge-
stellt haben, Uber den noch nicht abschlielend entschieden werden konnte, gelten un-
abhangig von der abschlieBenden Entscheidung als zu Recht gewéahrt .

Foérderung nur, soweit die Kosten notwendig und angemessen sind und der
Arbeitgeber gleichartige Leistungen nicht oder voraussichtlich nicht erbringen
wird.

Leistungen zum Lebensunterhalt dirfen nicht gewahrt werden.

Die Forderung aus dem Vermittlungsbudget ist als Zuschuss zu gewahren. Eine
- auch teilweise — darlehensweise Forderung ist nicht zul&ssig.




Beschaftigungsaufnahme im Ausland

Leistungen aus dem Vermittlungsbudget kénnen auch zur Anbahnung oder Unterstt-
zung der Arbeitsaufnahme in den Staaten der EU (Link), Liechtenstein, Island, Norwe-
gen und der Schweiz, gewéhrt werden, jedoch unter der Mal3gabe, dass die Arbeitszeit
mindestens 15 Stunden wdchentlich betragt.

Als Nachweis der Versicherungspflicht bei Leistungen zur Unterstiitzung der Arbeits-
aufnahme ist die Vorlage einer deutschsprachigen Bescheinigung erforderlich, aus der
hervorgeht, dass der Arbeitgeber ein versicherungspflichtiges Beschaftigungsverhalt-
nis mit dem AN nach dem Recht des Staates eingegangen ist, in dem er seinen Ge-
schaftssitz hat.

Bei Anbahnung ist noch kein Nachweis der Versicherungspflicht erforderlich.
Dokumentation:

Das Ergebnis der Bedarfsermittlung und die Feststellung der Notwendigkeit einer For-
derung aus dem VB sowie die im Rahmen der pflichtgemaflien Ermessensausiibung
getroffene Entscheidung zu Forderart, Dauer und H6he der Férderung sind vom pAp
in VerBIS (Kundenhistorie) im Vermerk-Typ ,,VB-Vermerk® mit Betreff: ,Entscheidung
VB*“ (entsprechend der Festlegungen in der EV) nachvollziehbar zu dokumentieren.

Dies gilt auch fur Falle nach § 16g Abs.2 SGB II.

Fachliche Hinweise SGB Il — Férderung aus dem Vermittlungsbudget - Stand 09/2016

Kosten fur Bewerbungen (Bewerbungskosten / Reisekosten)

Bewerbungskosten:

Ubernahme von Bewerbungskosten fiir die Erstellung und Versendung von Bewer-
bungsunterlagen

- Bewerbungskosten werden pauschal mit einer Summe von 5,00 € pro Bewer-
bung erstattet. Keine Kostenlibernahme fir telefonische oder E-Mail- Bewer-
bungen.

- Die Antragsteller sind bei Antragstellung dartiber zu informieren, dass mit der
Pauschalierung von 5,00 € pro Bewerbung alle Kosten abgedeckt sind.

- Auf individuelle Belege/Quittungen wird verzichtet. Es reicht die Auflistung der
angeschriebenen Betriebe und die Vorlage der Bewerbungsschreiben (Ko-
pien) oder Absagen.

- Die Uberwachung des Hochstbetrages von 260,00 € pro Antragsteller inner-
halb der Jahresfrist obliegt dem PAP/Fallmanager.

Reisekosten:
zu Vorstellungsgesprachen und Einstellungstests.

Bei Benutzung offentlicher Verkehrsmittel werden die Kosten der niedrigsten Klasse
des preisgunstigsten offentlichen Verkehrsmittels ibernommen. Als Hilfsmittel zur Er-
mittlung der Reisekosten innerhalb Schleswig-Holsteins und Hamburgs bietet sich
http://www.nah.sh/nah-sh/startseite/ an.



http://europa.eu/about-eu/countries/index_de.htm
https://www.baintranet.de/011/004/001/009/Documents/Weisung-201609011-Anlage-1.pdf
http://www.nah.sh/nah-sh/startseite/

Bei Benutzung sonstiger Verkehrsmittel (PKW oder Mitfahrer, soweit hier tatsachlich
Kosten entstehen) werden 0,20 € je Kilometer erstattet. Zugrunde gelegt wird die kir-
zeste Wegstrecke It. Routenplaner (google.maps).

Wird ein sonstiges Verkehrsmittel benutzt, dirfen je Vorstellungsreise maximal
130,00 € erstattet werden.
Wichtig: Der PAP/FM muss dokumentieren, welches Verkehrsmittel genutzt wurde.

Fahrkosten zum Selbstvermittlungscoaching:

Die Fahrkosten werden wahrend der Dauer des Selbstvermittlungscoachings (6 Mo-
nate) monatlich im Voraus erstattet. Hierbei werden bei der Benutzung 6ffentlicher
Verkehrsmittel die Kosten der Monatsfahrkarte des preisguinstigsten 6ffentlichen Ver-
kehrsmittels Gbernommen.

Bei Benutzung sonstiger Verkehrsmittel (PKW) werden 0,20 € je Kilometer erstattet.
Zugrunde gelegt wird die kiirzeste Wegstrecke It. Routenplaner (google.maps).

Hinweis: Entstehen Fahrkosten auf Veranlassung durch das Jobcenter fiir

— die Vorsprache in den Jobcentern (auch in Leistungsangelegenheiten)
— die Teilnahme an arztlichen oder psychologischen Untersuchungen

sind diese gemaf § 59 SGB Il i.V. mit § 309 SGB Il und nicht aus dem VB zu erstat-
ten.

Mobilitat

Reisekosten: fur die Fahrt zum Antritt einer Arbeitsstelle bis zu 300,00
€. Erstattung der Fahrkosten wie bei Kosten fiir Bewer-
bungen, abhangig vom benutzten Verkehrsmittel.

Fahrkosten: fur tagliche Pendelfahrten zwischen Wohnung und aus-
wartiger Arbeitsstelle grundséatzlich fur einen Monat.
Eine langere Forderungsdauer ist entsprechend zu be-
grinden (Familienstand, Einkommen, Entfernungskilo-
meter). Die maximale Forderungsdauer betragt drei Mo-
nate. Die Hohe der Fahrkosten ist abhéngig vom benutz-
ten Verkehrsmittel ist analog der Reisekosten bei Vor-
stellungen (s. oben) zu ermitteln.

Monatlicher Hochstbetrag 130,00 €: Entfernung bis
einschlieB3lich 30 km fir die einfache Fahrstrecke

Monatlicher Hochstbetrag 260,00 €: Entfernung Uber
30 km fur die einfache Fahrstrecke

Die Regelung gilt auch fir die Nutzung 6ffentlicher
Verkehrsmittel.

Kosten fir getrennte aulRerhalb des Tagespendelbereichs bis zu sechs
Haushaltsfiihrung: Monaten bis 260,00 € monatlich

Umzugskosten: (fir einen Umzug wegen einer sozialversicherungspflich-
tigen Arbeitsaufnahme). Der Umzug ist durch den An-
tragsteller in Eigenregie durchzufiihren. Es ist davon aus-
zugehen, dass die Unterstlitzung von Freunden, Bekann-
ten und Verwandten in Anspruch genommen wird. Sollte
ein besonderer Umzugswagen (Selbstfahrer) erforderlich



http://maps.google.de/maps?hl=de&tab=wl

sein, sind entsprechende Angebote von Autovermietun-

gen vorzulegen (in der Regel drei Kostenvoranschlage).

Eine notwendige Helferpauschale kann einmalig in HOhe
von 50,00 € ubernommen werden.

Umzugskosten kénnen bis zu einer Hohe von insgesamt
1.500,00 € Gbernommen werden.

Arbeitsmittel

fur Arbeitskleidung und -gerat bis 200,00 € auf Nachweis. Kosten fir Sicherheitsklei-
dung (Schuhe, Helm, Schnittschutz) durfen nicht tGbernommen werden, da Verpflich-
tung des Arbeitgebers besteht.

Nachweise

Kosten fur Nachweise (z.B. Berechtigungsscheine, Zertifizierungen, Gesundheits-
nachweise, Personenbeférderungsschein, Fahrerkarte, Erhalt der Fahrerlaubnis ftr
Berufskraftfahrer ab 50 Jahre), die im Zusammenhang mit der beruflichen Eingliede-
rung erforderlich sind, kbnnen erstattet werden.

Die Kosten fiir diese Nachweise kdnnen auch unabhéngig von einer Einstellungszu-
sage Ubernommen werden, sofern sich dadurch die Integrationschancen wesentlich
verbessern und dies entsprechend dokumentiert wird.

Gebiihren fur die Erteilung eines Fihrungszeugnisses kdnnen nicht erstattet werden,
da Arbeitslosengeld Il Empfanger von der Geblhrenpflicht befreit sind (Merkblatt Bun-
desamt fur Justiz).

Achtung:
Ist fir den Erwerb der Berechtigung/ des Nachweises eine berufliche Kenntnisvermitt-

lung (Qualifizierung) erforderlich, ist die Teilnahme an der Ma3nahme tber 8§ 45 SGB
[Il oder FbW zu fordern.

Unterstitzung der Personlichkeit

Friseurbesuche, Alltagskleidung, wenn die Ver- | bis zu 200,00 € im Jahr
besserung des &ufReren Erscheinungsbildes fir
die Anbahnung oder Aufnahme einer Beschéfti- | Kosteniibernahme fiir Zahnersatz,
gung zwingend erforderlich ist. Hierbei ist ein | Brillen und Perticken ist nicht
strenger Maf3stab anzulegen. maglich; hier ist auf die Hartefall-
Grundsatzlich gehort Alltagskleidung zum lau- | reglung des SGB V zu verweisen
fenden Bedarf der Lebenshaltung und ist aus der | oder auf die Vereinbarung von Ra-
Regelleistung zur Sicherung des Unterhalts nach | tenzahlungen mit Zahnarzt/Opti-
§ 20 Abs. 1 SGB Il zu finanzieren. ker.

Sonstige Kosten

Mdgliche Fallkonstellationen:

Forderung des Fuhrerscheins Klasse B (Pkw) bis zu 1.500,00 €.
(Einstellungszusage ist nicht zwingend erforder-
lich. Kontingentierung fir 2017 beachten)
Klasse C/CE nur tber FbW mdglich (anerkannte
Maflnahmen siehe KURSNET). Der Fuhrer-
schein soll méglichst innerhalb von 6 Monaten
erlangt werden.

Kauf/Reparatur eines PKW , wenn ein Auto fir bis zu 1.500,00 €
die Arbeitsaufnahme zwingend erforderlich ist.
(Einstellungszusage notwendig).



https://www.bundesjustizamt.de/DE/SharedDocs/Publikationen/BZR/Merkblatt_Gebuehrenbefreiung.pdf;jsessionid=234610A161580C6077B313DB9FAAF68F.1_cid386?__blob=publicationFile&v=10
https://www.bundesjustizamt.de/DE/SharedDocs/Publikationen/BZR/Merkblatt_Gebuehrenbefreiung.pdf;jsessionid=234610A161580C6077B313DB9FAAF68F.1_cid386?__blob=publicationFile&v=10

MPU zum Wiedererhalt der Fahrerlaubnis kann im begriindeten Einzelfall
(nach Ricksprache mit TL) gefor-

dert werden

Offentliche Verkehrsmittel oder
wenn Benutzung nicht méglich,
0,20 Euro je gefahrenen Kilometer

Teilnehmer an Mal3hahmen, die nach Bundes- o-
der Landesprogrammen geférdert werden, erhal-
ten Fahrkosten, soweit diese nicht durch das
Bundes- oder Landesprogramm abgedeckt wer-
den.

Die Malinahmen dienen der Integration in den
ersten Arbeitsmarkt.

Bitte beachten: Fahrkosten zu Integrationskursen
sind nicht férderbar.

Malnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung gemal § 16 Abs.1

SGB Il'i.V. mit § 45 SGB Ill (MAbE)
Die MADBE nach § 45 SGB lll setzen sich zusammen aus:
* MaRnahmen bei einem Trager (MAT) und

* MaBnahmen bei einem Arbeitgeber (MAG) und
* MaRnahmen bei einer privaten Arbeitsvermittlung (MPAV).

MalRnahmen bei einem Trager (MAT)

Trager kdnnen mit der Durchfiihrung von MaRnahmen im Rahmen des Vergaberechts
beauftragt werden oder es kann ein Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein (AVGS-
MAT) ausgegeben werden.

Dazu bedarf der Trager einer Zulassung nach § 176 SGB III.

VergabemalRnahmen

Derzeit bestehen die folgenden Vergabemafl3nahmen:

GANZIL-Neukd.akti- 09.01.2017- 131/99/16
vierung Pl6n Team Arbeit GmbH 08.01.2018

GANZIL-

Neukd.aktivierung 06.06.2016-

Heikendorf Team Arbeit GmbH 05.06.2017 131/16 /16
GANZIL-

Neukd.aktivierung 06.06.2017- 131/35/17
Heikendorf Team Arbeit GmbH 05.06.2018

GANZIL — 50+ 16.01.2017- 131/18/17
Schwentinental Team Arbeit GmbH 15.01.2018

Land in Sicht StAk Land in Sicht GmbH | 01.01.17-31.12.17 131/81/16
Land in Sicht 60/40 |Land in Sicht GmbH | 01.01.17-31.12.17 131/82/16
Aktiv. Hilfen fur Jin-

gere FBQ/PI6n 05.10.16-04.10.17 131/44/16
Produktionsschule

OH / Plon CJD Eutin 01.01.17-31.12.17 131/100/16
Wendepunkt 2 Briicke S-H 15.10.16-14.10.17 131/69/16



https://www.baintranet.de/001/003/Documents/GA-SGB-II-NR-18-2012-07-10-Anlage1.pdf
https://www.baintranet.de/011/004/004/003/Documents/Weisung-201703013-Anlage-1.pdf
https://www.baintranet.de/011/004/001/007/Documents/Weisung-201607018-Anlage-1.pdf

Fur Asyl / Flucht:

KompAS Isfa Plus GmbH 19.09.16-18.05.17. 131/70/16
KompAS Isfa Plus GmbH 21.11.16-20.07.17 131/71/16
PerjuF FBQ 01.03.17-28.02.18 131/33/17
Kommit GSM 06.03.17-05.12.17 131/70/ 17

EinzelmalRnahmen bei einem Trager:

Hier findet ebenfalls das Vergaberecht Anwendung. Der Trager bendétigt eine Zertifi-
zierung nach § 176 SGB IlI.

Die Beschaffung der Malnahmen erfolgt durch das REZ. Hinweise zur Beschaffung
und die entsprechenden Vordrucke finden sich unter folgendem Link:
Vergabe von 8§ 45 EinzelmalRnahmen - Das Verfahren

ACHTUNG: Die Forderung der Teilnahme an EinzelmaflRnahmen wie z.B. Schwes-
ternhelferinnenkurs, Tagesmutterqualifizierung, etc. nur méglich, wenn die entspre-
chenden Zulassungen vorliegen und das Verfahren (REZ) eingehalten wird.

Hinweis:

Bei der Zuweisung von Teilnehmern in Vergabe- oder Einzelmalinahmen ist die For-
derentscheidung zwingend in einem Beratungsvermerk in Verbis zu dokumentieren.

MaRRnahmen bei einem Trdger mit Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein

Neben den VergabemalRnahmen kann das Gutscheinverfahren (AVGS-MAT) ge-
nutzt werden.

Der PAP/FM entscheidet, ob ein AVGS-MAT ausgegeben wird oder die Zuweisung
in eine Vergabemalinahme zielfiihrender ist. Bei der Entscheidung tber die Aus-
gabe eines AVGS-MAT sind die Eignung und die persdnlichen Verhaltnisse der/des
eLb ebenso zu berticksichtigen, wie das ortliche Angebot an Arbeitsmarktdienstleis-
tungen.

Der AVGS-MAT ermdglicht es der/dem eLb, im Rahmen des festgestellten Unterstut-
zungsbedarfs selbst nach zugelassenen MalRnahmetragern, die eine geeignete und
zugelassene Maflinahme anbieten, zu suchen. Dies stéarkt vor allem die Eigenverant-
wortung der/des eLb.

Der AVGS-MAT kann nur fUr zugelassene MalRnahmen nach § 179 SGB Il bei einem
zugelassenen Trager nach § 176 SGB Il eingeltst werden.

Die nach § 179 SGB Il zugelassenen Mafinahmen sind in KURSNET zu finden.
Grundsatzlich sind AVGS-MAT im Tagespendelbereich zu nutzen. Der AVGS ist da-
her regional auf die Bundeslander Hamburg und Schleswig-Holstein zu begrenzen.
Sollen MalRnahmen in anderen Bundeslandern genutzt werden, ist dies entsprechend
zu begrunden.

Der AVGS soll zeitlich auf maximal 3 Monate beschréankt werden.



file://///Dst.baintern.de/dfs/131/Ablagen/D13106-ARGE-Ploen/Dienstanweisungen/2014/Geschäftsanweisung%202014-01%20Ermessenslenkende%20Weisungen/WG%20130312_Neues_Verfahren_zur_Vergabe_von_§_45_Einzelmaßnahmen.docx

Dem Kunden konnen die folgenden im direkten Zusammenhang mit der MaRnahme
entstehenden Kostern erstattet werden:

Fahrkosten: Kosten fiur 6ffentliche oder sonstige Verkehrsmittel (20
Cent je Kilometer). Sofern eine auswartige Unterbrin-
gung gunstiger ist, ist diese zu bewilligen. (PAP/FM hat
die Art des Verkehrsmittels zu dokumentieren)

Auswartige Unterbringung: Unterbringung: je Tag 31,00 Euro, jedoch max. 340,00
Euro je Kalendermonat zzgl.
Verpflegung: je Tag 18,00 Euro, jedoch max. 136,00
Euro Kalendermonat.

Kinderbetreuungskosten: Bis zu 130,00 Euro pauschal pro aufsichtspflichtigem
Kind und Monat. DarUber hinausgehende Kosten auf
Nachweis. Bei kirzeren MaBhahmen anteilig (1/30 pro
Tag).

Fur VergabemalRnahmen und MalBhahmen mit AVGS gilt:
Die Vermittlung von beruflichen Kenntnissen in MAT darf die Dauer von 8 Wochen —

auch als Bestandteil einer eingekauften MaRhahme - nicht Ubersteigen.

Malnahmen oder MaRnahmeteile, die bei oder von einem Arbeitgeber durchgefihrt
werden, sind gem. § 45 Abs.2 Satz 2 SGBIIl grundsétzlich auf maximal 6 Wochen
begrenzt.

Bei erwerbsfahigen Leistungsberechtigten, die

e Langzeitarbeitslos nach § 18 SGB Il sind oder

e das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und deren berufliche Eingliede-
rung auf Grund von von schwerwiegenden Vermittlungshemmnissen besonders
erschwert ist,

kann die Dauer nach 8§ 16 Abs. 3 Satz 2 SGB Il bis zu 12 Wochen betragen.

Fachliche Hinweise zu MaRnahmen bei einem Trager (MAT) — Stand 07/2012

2. MaRnahmen bei einem Arbeitgeber (MAG)

Nach der Zielsetzung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende (SGB Il) soll die indivi-
duelle Beschaftigungsfahigkeit der/des eLb durch Erhalt und Ausbau seiner/ihrer Fer-
tigkeiten und Fahigkeiten geférdert sowie dessen/deren berufliche Eingliederung in
den allgemeinen Arbeitsmarkt unterstitzt werden.

Zusétzlich zur Zuweisung in eine betriebliche MaRnahme bei einem bestimmten Ar-
beitgeber, besteht die Moglichkeit, Kunden einen Aktivierungs- und Vermittlungsgut-
schein (AVGS) auszuhandigen, der zeitlich und regional eingeschréankt werden kann.

Durch die Gutscheinvariante sollen Kunden in die Lage versetzt werden, innerhalb
eines durch das Jobcenter vorgegebenen Rahmens eigenverantwortlich eine betrieb-
liche MalRnahme bei einem Arbeitgeber auszuwéahlen, damit diese den individuellen
Forderbedarf der/des eLb am besten berticksichtigt. Die eLb werden dadurch hin-
sichtlich ihres eigenen Beitrags zum Integrationsprozess mehr gefordert. Gleichzeitig
werden aber auch ihre Entscheidungs- und Wahlrechte gestarkt.

10


https://www.baintranet.de/001/003/Documents/GA-SGB-II-NR-18-2012-07-10-Anlage1.pdf

Dauer

Fahrkosten:

Auswartige Unterbringung:

Kinderbetreuungskosten:

Die Dauer muss ihrem Zweck und Inhalt entsprechen
und darf 6 Wochen bei einem Arbeitgeber nicht
tberschreiten, d.h.

- bei einer 5-Tage-Woche maximal 30 Arbeitstage

- bei einer 6-Tage-Woche maximal 36 Arbeitstage

Bei erwerbsfahigen Leistungsberechtigten, die
-langzeitarbeitslos nach § 18 SGB Ill sind oder
-arbeitslos sind und deren berufliche Eingliederung auf
Grund von schwerwiegenden Vermittlungshemm
nissen besonders erschwert ist,

kann die Dauer nach § 16 Abs. 3 Satz 2 SGB |l bis zu
12 Wochen betragen.

- bei einer 5-Tage-Woche maximal 60 Arbeitstage
- bei einer 6-Tage-Woche maximal 72 Arbeitstage

Es koénnen Kosten fiur offentliche oder sonstige Ver-
kehrsmittel (20 Cent je Kilometer) erstattet werden. So-
fern eine auswartige Unterbringung gulnstiger ist, ist
diese zu bewilligen. (PAP/FM hat die Art des Verkehrs-
mittels zu dokumentieren)

Unterbringung: je Tag 31,00 Euro, jedoch max. 340,00
Euro je Kalendermonat zzgl.

Verpflegung: je Tag 18,00 Euro, jedoch max. 136,00
Euro Kalendermonat.

Bis zu 130,00 Euro pauschal pro aufsichtspflichtigem
Kind und Monat. DarlUber hinausgehende Kosten auf
Nachweis. Bei kirzeren MaBhahmen anteilig (1/30 pro
Tag).

Der Arbeitgeber muss sicherstellen, dass

e malgebliche arbeitsrechtliche Bestimmungen (inklusive Unfallversicherungs-
schutz) eingehalten werden

e Betreuung, Beaufsichtigung u. Anleitung des Teilnehmers durch eine Fachkraft

erfolgt

¢ Anwesenheits- u. Abwesenheitstage bescheinigt werden
o der Teilnehmer einen Berichtsbogen erhalt, wenn es zu keinem versicherungs-
pflichtigen Beschéftigungsverhaltnis kommt

ACHTUNG: Eine Foérderung bei einem _Zeitarbeitsunternehmen ist weiterhin hur még-

lich,

-sofern die Téatigkeit im Zeitarbeitsunternehmen selbst erfolgt oder

-die Betreuung und Anleitung der Teilnehmerin/ des Teilnehmers im Entleihbetrieb
durch eine Fachkraft des Zeitarbeitsunternehmes gewahrleistet ist und

-die Bestimmungen der Zeitarbeitsbranche eingehalten werden, d.h. Teilnehmer an
MAG reguléren Leiharbeitnehmern gleichgestellt sind.

MaRnahmen bei einem Arbeitgeber im Ausland kénnen nicht geférdert werden, da
die Teilnahme an einer MAG keine Beschéftigung ist.
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Dokumentation:

Bei der Ausstellung des AVGS sind auch die Griinde fir die getroffenen Festlegun-
gen in einem Beratungsvermerk zu dokumentieren. Es wird empfohlen, als Betreff
»Ausstellung AVGS MAG* zu verwenden.

Die Zuweisung in eine betriebliche MalRnahme bzw. die Bewilligung einer Mal3-
nahme ist Uber CoSach zu buchen. Nach erfolgter Forderentscheidung in CoSach
wird automatisch ein Vermerk in der Kundenhistorie in VerBIS mit Angabe des Ar-
beitgebers und des Malinahmezeitraums erstellt.

Fachliche Hinweise zu MaRnahmen bei einem Arbeitgeber (MAG) — Stand 03/2017

MaRRnahmen bei einer privaten Arbeitsvermittlung (MPAYV)

Der Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein (AVGS) nach § 45 SGB IIl erméglicht
dem Arbeitnehmer die Einschaltung eines privaten Arbeitsvermittliers.

Der AVGS ist speziell auf den 1. Arbeitsmarkt ausgerichtet und kommt daher in ers-
ter Linie fir eLb mit Markt- und Aktivierungsprofil in Betracht.

Forderfahiger Personenkreis:

Zum forderfahigen Personenkreis gehoéren

* von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsuchende und
* Arbeitslose.

Die Vermittlung in Berufsausbildung ist ausgeschlossen, da § 45 Abs. 4 Nr. 2 SGB
[l nur die Vergutung der Arbeitsvermittlung ermdglicht. Damit sind eLb, die aus-
schlie3lich die Aufnahme einer Ausbildung anstreben, von dieser Forderleistung
nicht erfasst.

Ferner kénnen Aufstocker und Erwerbsaufstocker einen AVGS erhalten.
Voraussetzungen fir die Ausstellung des AVGS:

e Zugehorigkeit zum férderfahigen Personenkreis

¢ Notwendigkeit, dh deutliche Verbesserung der Chance auf die Eingliederung in
eine versicherungspflichtige Beschaftigung

e Positiver Forder-Check

ACHTUNG:

¢ Keine Fdrderung, wenn der Kunde sich bereits in einer MaRnahme befindet, die
auch die Vermittlung in eine versicherungspflichtige Beschaftigung zum Inhalt
bzw. zum Ziel hat

Gultigkeitsdauer und regionale Beschrénkung:

o Zeitliche Begrenzung auf maximal 3 Monate

e Der regionale Giiltigkeitsbereich des AVGS-MPAYV kann vom Jobcenter festge-
legt werden und soll sich an der strategischen Ausrichtung des Integrationspro-
zesses orientieren.

Hohe der Vergutung:
Festlegung bei Ausstellung des AVGS auf 2.000,00 Euro

Eingliederungsvereinbarung:
Die Ausgabe eines AVGS-MPAYV ist Teil der Integrationsstrategie. Sie ist in die EinV
aufzunehmen.
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Einschaltung des privaten Arbeitsvermittlers (PAV)

In der Wahl der PAV ist die/der eLb frei. Der PAV bendétigt jedoch eine Tréagerzulas-
sung nach § 176 SGB Il

Erfolgreiche Vermittlung:

Grundsatzlich bedarf der private Arbeitsvermittler einer Tragerzulassung nach § 176
SGB Il

Die 1. Rate wird in H6he von 1.000,00 Euro nach einer sechswodchigen und der

Restbetrag nach einer sechsmonatigen Dauer des Beschéftigungsverhaltnisses ge-

zahlt. Eine erfolgsbezogene Vergitung fur die Arbeitsvermittlung in versicherungs-

pflichtige Beschaftigung ist ausgeschlossen, wenn das Beschaftigungsverhaltnis

1. von vornherein auf eine Dauer von weniger als drei Monaten begrenzt ist oder

2. bei einem friiheren Arbeitgeber begrindet wird, bei dem die Arbeitnehmerin oder
der Arbeitnehmer wéhrend der letzten vier Jahre vor Aufnahme der Beschéfti-
gung mehr als drei Monate lang versicherungspflichtig beschaftigt war; dies gilt
nicht, wenn es sich um die befristete Beschaftigung besonders betroffener
schwerbehinderter Menschen handelt.

Fachliche Hinweise zu MaRnahmen bei einer privaten Arbeitsvermittilung — Stand

07/2016
Forderung der beruflichen Weiterbildung (FbW) - § 16 Abs.1 SGB Il i.V. mit §

81 ff. SGB Il -

Zielsetzung

Das Instrument FBW ist vorrangig fur betriebliche Umschulungen zur Erlangung ei-
nes Berufsabschlusses oder fur Malinahmen zur Erlangung von Teilqualifikationen
einzusetzen. Damit soll der geschéaftspolitischen Zielsetzung ,, Fachkraftepotenzial
erhdhen und der Initiative des Jobcenters Kreis Plon ,,Fachkrafte ..Ja bitte* Rech-
nung getragen werden.

Die Teilnahme an MaRnahmen zur beruflichen Weiterbildung (Fortbildung oder Um-
schulung) soll vorrangig gefordert werden, wenn die Malinahmen mit einer hohen
Wahrscheinlichkeit zu einer zeitnahen Integration in den ersten Arbeitsmarkt fiihren.
(Prognoseentscheidung des PAP/FM).

Die Initiative zum Einsatz von FbW sollte vom PAP/FM ausgehen. Zur Standortbe-
stimmung empfiehlt sich ein systematisches Profiling, dabei stellen die PAP/Fallma-
nager gemeinsam mit dem/der Kunden/in den Qualifizierungsbedarf fest.

Sollte der PAP/FM zum Ergebnis kommen, dass die fachliche Qualifikation des Kun-
den nicht ausreichend ist, empfehlen sich folgende Fragestellungen:

— Ist die fehlende Qualifikation Haupthemmnis bei der Integration (dominie-
rende Bedarfslage)?

— Kann die fehlende oder unzureichende Qualifikation ausschlie3lich durch
FbW beseitigt werden (alternative Moglichkeiten wie MalRnahmen nach § 45
SGB I, betriebliche Einarbeitung etc. sind zu nutzen)?

— Besteht ein anderes Hemmnis (z.B. Alter, schlechter Arbeitsmarkt, ...), das
den Integrationserfolg behindert?

— Wie sehen die Eingliederungs-/Marktchancen nach FbW aus?

— Kann der Kunde auch ohne die Qualifikation in absehbarer Zeit integriert
werden?
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Hinweis: Bei abschlussorientierten FbW ist eine Vorabprifung Uber BPS zwin-
gend erforderlich, ob der Kunde den theoretischen Anforderungen der FbW
gewachsen ist.

Danach treffen sie die Kostentibernahmeentscheidung und erstellen den Bildungs-
gutschein.

Forderungen, die den Kostenrahmen von 8.500,-- € Uberschreiten, unterliegen dem
Entscheidungsvorbehalt des zustandigen Teamleiters.

Die Grunde, warum eine FbW fur erforderlich gehalten wird, um die Hilfebedurftig-
keit zu Uberwinden, sind in VerBis ausfuhrlich zu dokumentieren. Dies gilt insbeson-
dere hinischtlich der Prognose zur Integrationswahrscheinlichkeit).

Die EGV ist entsprechend zu aktualisieren.

Umschulungen:

Als Umschulung werden grundsatzlich nur notwendige betriebliche Einzelumschu-
lungen gefordert. Um negative Auswirkungen auf den reguléaren Ausbildungsstellen-
markt auszuschlieRen, ist in jedem Fall eine angemessene Ausbildungsvergttung
durch den Umschulungsbetrieb zu zahlen. Die Vergiitung soll 80% der Ausbildungs-
vergutung des zweiten Ausbildungsjahres einer betrieblichen Ausbildung nicht unter-
schreiten.

Besonderheiten bei Umschulungen bei nicht verkirzbaren Ausbildungen:

Grundsatzlich kann eine zu einem allgemein anerkannten Berufsabschluss fuhrende
Weiterbildung nach 88 81ff SGBIII nur gefordert werden, wenn im Vergleich zur Re-
gelausbildung die Ausbildungszeit um ein Drittel geman § 180 Abs. 4 gekdrzt wird.
Ist eine Verkirzung aufgrund von bundes- oder landesgesetzlichen Regelungen
ausgeschlossen, kann eine Férderung von zwei Drittlen durch das JC erfolgen. Vo-
raussetzung ist, dass die Finanzierung aufgrund bundes- oder landesrechtlicher Re-
gelungen fur die gesamte Dauer der Mal3hahme zu Beginn der Weiterbildung gesi-
chert ist.

Eine individuelle Eigenfinanzierung des Teilnehmers, ein dem Teilnehmer vom Bil-
dungstrager zugesagtes Darlehen sowie die Kostenlibernahme durch den Arbeitge-
ber fihren nicht zu einer Finanzierungssicherung i.S. des 8§ 180 Abs. 4 S. 2 SGB II.

Besonderheit: Altenpfleger/in

Diese Regelung des § 180 Abs. 4 S. 2 SGB Ill) findet gemaf § 131b SGBIII
keine Anwendung fir die dreijahrigen Ausbildungen in der Altenpflege, die in
der Zeit vom 01.04.13 bis 31.12.2017 beginnen.

Es ist zu prifen, ob Verkirzungstatbestdnde gemaf 8§ 7 AltPflIG vorliegen.
Liegen keine Verklrzungstatbestande vor, kann eine dreijahrige Férderung
erfolgen.

Siehe hierzu auch HEGA 02/13 - 03 - Ausbildungs- und Qualifizierungsoffen-
sive Altenpflege, Verfahren zur Qualifikation Altenpflege
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Forderung von Grundkompetenzen

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die noch nicht Gber einen Berufsabschluss
verfligen, kdnnen zur Vorbereitung auf eine abschlussbezogene berufliche Weiter-
bildung Forderleistungen zum Erwerb notwendiger Grundkompetenzen in den Berei-
chen Lesen, Schreiben, Mathematik und Informations- und Kommunikationstechno-
logien erhalten, wenn dies fur einen erfolgreichen Abschluss erforderlich ist.

Aus Gleichheitsgrinden ist die Fachliche Weisung FbW (Nr. 81.31-81.32) — Gewah-
rung einer Weiterbidlungspramie - aus dem SGB Il anzuwenden (Fachliche Wei-
sungen FbW Stand 01.08.2016)

Weiterbildungspramie
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die an einer nach 8§ 81 SGB Il geférderten
beruflichen Weiterbildung teilnehmen, di ezu einem Abschluss in einem Ausbil-
dungsberuf fuhrt, fir den nach bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften eine
Ausbildungsdauer von mindestens zwei Jahren festgelegt ist, erhalten folgende Pra-
mien, wenn die MalRnahme vor Ablauf des 31. Dezember 2020 beginnt:

1. Nach Bestehen einer in diesen Vorschriften geregelten Zwischenprifung

eine Pramie von 1.000,00 € und
2. Nach Bestehen der Abschlussprifung eine Pramie von 1.500,00 €.

Mit der neuen Verfahrensinfo fir CoSach ist die Weiterbildungspramie zwingend in
CoSach zu erfassen.

Tragerzulassung

Der Trager muss nach 8176 SGB Ill zugelassen sein.

KURSNET / Einzelfallzulassungen

Den JobCentern stehen u.a. die zertifizierten Bildungsmaflnahmen (siehe KURS-
NET) zur Verfiigung. Darliberhinaus werden folgende Informationen bereitgestellt:
aktuelle (bzw. zukinftige) Angebote sowie ein Archiv bereits begonnener/abgelaufe-
ner Qualifizierungen

Zulassung im Einzelfall durch AAi.S.d. § 177 Abs. 5 SGB IlI

Liegt ein besonderes arbeitsmarktpolitisches Interesse vor, kann die innerhalb der
Bundesagentur zustandige Stelle im Einzelfall die Aufgaben einer fachkundigen
Stelle fir die Zulassung von Tragern und MafRnahmen der beruflichen Weiterbildung
wahrnehmen. Ein besonderes arbeitsmarktpolitisches Interesse liegt insbesondere
dann vor, wenn die Teilnahme an individuell ausgerichteten WeiterbildungsmaRnah-
men im Einzelfall geférdert werden soll.

Einzelfallzulassung betrieblicher EinzelmalZnahmen

Arbeitgeber, die betriebliche EinzelmaRnahmen durchfiihren — die nicht zu einem
anerkannten Berufsabschluss fihren (Umschulungen) — bedirfen sowohl einer Tré-
gerzulassung gemanR § 178 SGB Il als auch einer MaRnahmezulassung gem. 88
179 und 180 SGB lII.

FBW-Einzelfallzulassung von betrieblichen MafRnahmen bei einem Arbeitgeber
Arbeitshilfe EinzelmaRnahme FbW
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Prufbogen
Im Rahmen des internen Kontrollsystems des Job Centers Plon muss jeder Team-

leiter M&I die FbW Vorgange aus seinem Team zur Kenntnis bekommen, um diese
auf fachlich und sachliche Richtigkeit zu prufen. Dafur wurde der folgende Prifbo-
gen entwickelt, der jedem FbW Vorgang beigelegt werden muss, bevor er an 516
weitergeleitet wird.

Prifbogen FbW

Eingliederungszuschiisse (EGZ) - 8§ 16 Abs. 1 Satz 1 SGB Il'i. V. m. 88 88ff und §

131 SGB lll — an Arbeitgeber

Die Forderung mit einem EGZ wird grundsétzlich auf marktferne Kunden beschrankt,

Fur marktnahe Kunden kommt eine Férderung mit EGZ grundsétzlich nicht in Betracht.
Hier ist den Arbeitgebern die MAG gem. § 45 SGB Ill anzubieten, um die Eignung des
Kunden flr die angebotene Stelle abzuklaren.

Die Einstellung muss in eine sozialversicherungspflichtige Beschéaftigung mit einer wo-
chentlichen Arbeitszeit von mindestens 15 Stunden erfolgen.

Befristete Arbeitsverhaltnisse werden grundsétzlich nur gefordert, wenn sie
mindestens 12 Monate umfassen.

Fur die Gewéahrung des EGZ sind zwei materiell-rechtliche Anspruchsvoraussetzun-
gen zu erfillen.

1. Schwervermittelbarkeit

Hier ist abzustellen auf die Griinde, die zu einem Wettbewerbsnachteil im Vergleich
zu anderen Bewebern am Arbeitsmarkt fihren. Z.B. Fehlende Berufsausbildung
und/oder — erfahrung, Dauer und Haufigkeit der Arbeitslosigkeit, gesundheitliche Ein-
schrankungen, mangelnde Sprachkenntnisse.

2. Minderleistung

MaRgebend das Vorliegen einer Minderleistung des Leistungsberechtigten im Hin-
blick auf die Anforderungen des zu besetzenden Arbeitsplatzes. Anhand der festge-
stellten Minderleistung bemessen sich Héhe und Dauer des EGZ.

Bei einer positiven Entscheidung mussen beide Anspruchssvoraussetzungen erfllt
sein.

In der Forderentscheidung ist das Vorliegen der jeweiligen Voraussetzung entspre-
chend zu dokumentieren.

Vor einer Férderzusage ist dem potenziellen Arbeitgeber der ,,Arbeitgeberfrage-
bogen‘ (iber CoSach) zur Feststellung der Minderleistung des AN zu Ubersenden.
Dies ist nachvollziehbar in coSachNT zu dokumentieren. Der Eintrag ist vorzunehmen
auf dem Reiter ,BEH" im Feld ,Begriindung flr die erschwerte Integration/ Minderleis-
tung:“.

Die Prufung, ob das vom Arbeitgeber regelméaRig gezahlte Arbeitsentgelt dem
tariflichen oder soweit eine tarifliche Regelung nicht besteht, dem ortstiblichen
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Arbeitsentgelt entspricht, obliegt dem PAP/Fallmanager. Das Ergebnis der Pri-
fung ist in der Stellungnahme zum Antrag auf EGZ zu dokumentieren.

Hinweis: Mindestlohngesetz und Ausnahme fir Langzeitarbeitlose

Ab dem 01.01.2017 gilt der flachendeckende gesetzliche Mindestlohn von 8,84 € je
Zeitstunde.

§ 22 Abs. 4 Mindestlohngesetz regelt, dass der Mindestlohn in den ersten sechs Mo-
naten des Arbeitsverhéltnisses nicht gezahlt werden muss, wenn die Arbeitnehmerin
oder der Arbeitnehmer unmittelbar vor Beginn der Beschéftigung langzeitarbeitslos im
Sinne des § 18 Abs. 1 SGB IIl war.

Branchenmindestléhne haben gegentber dem allgemeinen gesetzlichen Min-dest-
lohn Vorrang, soweit sie diesen nicht unterschreiten (§ 1 Abs. 3 MiLoG). Ubergangs-
weise gehen bis zum 31. Dezember 2017 Branchenmindestléhne dem allgemeinen
gesetzlichen Mindestlohn auch dann vor, wenn sie unterhalb des Min-destlohnes lie-
gen (8 24 Abs. 1 MiLoG). Ab 01. Januar 2017 gilt jedoch auch hier ein Entgelt von
mindestens brutto 8,50 Euro je Zeitstunde.

Die Ausnahmeregelung fur Langzeitarbeitslose gemaf § 22 Abs. 4 MiLoG findet aus-

schlieBlich auf Arbeitsverhaltnisse Anwendung, deren Vergitung unter das MiLoG
fallt. Branchenmindestléhne sind hiervon ausgenommen.

Zur Uberprufung der Arbeitsentgelte konnen folgende Adressen genutzt werden:

Auskunft aus dem Ta- Leitfaden Mindestléhne / zwingende Arbeitsbedin.
rifregister
Arbekt und .
»pa des Landes Tarifauskunft
Hans Bockler Stiftung

Besonderheiten zur EGZ-Férderung bei befristetem Aufenthaltstitel:
Abschluss eines unbefristeten Arbeitsverhaltnisses:

Schlief3t der Arbeitgeber mit der férderungsbediirftigen Person in den geschilderten
Féllen ein unbefristetes Arbeitsverhaltnis, kann davon ausgegangen werden, dass
beide Parteien damit ihren Willen zur dauerhaften beruflichen Eingliederung der Ar-
beitner/in zum Ausdruck bringen.

Im Falle einer positiven Prognose zum weiteren erlaubten Aufenthalt steht der berfris-
tete Aufenthaltstitel einer Bewilligung nicht entgegen. Dies gilt selbst dann, wenn sich
aufgrund der festgestellten Minderleistungen eine Férderdauer ergibt, die Giber den
(vorlaufig) erlaubten Aufenthalt hinausgeht. Die Auflage im Bewilligungsbescheid ist
in diesem Fall mit einer Nebenbestimmung (Bedingung) im Sinne des § 32 Abs. 2 Nr.
2 SGB X zu verbinden.

Abschluss eines befristeten Arbeitsverhéltnisses:

Auch bei Abschluss eines befristeten Arbeitsverhaltnisses kommt — bei positiver
Prognose — die Bewilligung eines Eingliederungszuschusses in Betracht. In diesen
Fallen ist bei der Festsetzung der Forderdauer zu berticksichtigen, dass die Nachbe-
schaftigungspflicht wahrend des Arbeitsverhéaltnisses erfillt werden kann. Insofern
gelten im Vergleich zu anderen férderfahigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
keine Besonderheiten.
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Sofern davon auszugehen ist, dass die aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen mit Ab-
lauf des befristeten Aufenthaltstitels keine weitere Beschéaftigung erlauben, kann eine
Bewilligung nicht erfolgen

Besonderheit bei EGZ an Zeitarbeitsfirmen:

Eine Forderung von Leiharbeitsverhaltnisses ist ab sofort nur unter den engeren Vo-
raussetzungen der gednderten Geschéaftsanweisung (Stand 20.05.2016) mdglich.
Leistet der Verleiher einen wichtigen Beitrag zum Ausgleich der Minderleistung oder
entsteht ihm ein finanzieller Nachteil, ist die Gewéahrung eines EGZ maoglich.

Wenn sich der (finanzielle) Nachteil, den eine Minderleistung mit sich bringt, aus-
schlieZlich beim Entleiher auswirkt und nicht beim antragstellenden Arbeitgeber (Ver-
leiher), liegen die Fordervoraussetzungen nicht vor.

Die Zeitarbeitsunternehmen sind entsprechend zu beraten und bei der Antragsstel-
lung der Vordruck ,Ubersicht zum Nachweis der Férdernotwendigkeit eines Arbeit-
nehmers* auszuhandigen. Der Vordruck befindet sich in den zentralen BK-Text vorla-
gen.

Hinweisblatt fir Arbeitgeber der Zeitarbeitsbranche

EGZ gem. § 88ff. SGB lll: Forderhohe Forderdauer
Arbeitsmarktferne Arbeitnehmer bis zu 30 % bis zu 3 Monate
und einer Arbeitslosigkeit von bis zu 30% bis zu 6 Monaten

mindestens 24 Monaten

Jugendliche unter 25 Jahre ohne bis zu 50 % bis zu 6 Monaten
Berufsabschluss

In diesen Fallen schliefdt sich an den Forderzeitraum eine Nachbeschaftigungs-
frist von gleicher Dauer an.

Besonders betroffene Schwerbehin- bis zu 50 % bis zu 12 Monaten
derte Menschen (Schwerbehinderte

und gleichgestellte Arbeitnehmer)

gem. 8 90 Abs. 2 SGB lll:

Eine Nachbeschaftigungsfrist ist bei dem Personenkreis nach § 90 Abs. 2 SGB
[l nicht erforderlich

Altere Arbeitnehmer ab 50 Jahre bis 50 % bis zu 12 Monate
gem. 8§ 89 Satz 3 SGB llI:

Eine Forderung ist nur maglich, wenn eine konkrete Minderleistung des alteren
Arbeithehmers bezogen auf die Anforderungen des Arbeitsplatzes besteht.

Nur das Vorliegen eines Eingliederungserfordernisses allein reicht fir eine For-
derung nicht aus.

Ebenso schlielit sich bei diesem Personenkreis an den Forderungzeitraum eine
Nachbeschéaftigungsfrist von gleicher Dauer an.

Da keine Fachlichen Hinweise SGB Il existieren kann als Orientierung die Geschafts-
anweisung EGZ SGB Il - Stand 05/2016 herangezogen werden.
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Das ESG wird fur u.a. die Aufnahme einer selbstandigen Tatigkeit gewahrt, mit der die
Arbeitslosigkeit beendet wird. Es wird als Zuschuss zum Alg Il gewahrt und nicht auf
das Alg Il angerechnet. Die Férderung erfolgt auch, wenn die Hilfebedurftigkeit durch
oder nach Aufnahme der Selbstandigkeit entfallt.

Das ESG ist auf Antrag des Kunden zu bewilligen, wenn es zur Beendigung der Ar-
beitslosigkeit erforderlich ist.

Der Antragsteller hat dazu folgende Unterlagen vorzulegen:

e Stellungnahme einer fachkundigen Stelle zur Tragfahigkeit der Existenzgriin-
dung

o Aussagefahige Beschreibung des Existenzgriindungsvorhabens (Geschéftsi-
dee, Produkt/Dienstleistung, Markt und Wettbewerb, Marketing)

o Kapitalbedarfs- und Finanzierungsplan (Eigenkapitalanteil, Bedarf an Fremd-
kapital, Sicherheiten fir Kredite, Inanspruchnahme von Forderprogrammen)

o Erldse- und Rentabilitatsvorschau (erwartete Erlése zur monatlichen Berech-
nung im ersten Jahr und zur Jahresberechnung im zweiten und dritten Jahr der
Grindung)

¢ Liquiditatsplan (Einschatzung der monatlichen Einzahlungen auf 3 Jahre, mo-
natliche Kosten, Investitionskosten, monatlicher Kapitaldienst in Form von Zin-
sen und Tilgung, Liquiditatsreserven)

Fachkundige Stellen sind je nach Vorhaben insbesondere die Industrie- und Handels-
kammern, Handwerkskammern und andere berufsstandige Organisationen.

Analog zu 8 16 ¢ SGB Il obliegt die Entscheidung, an welche fachkundige Stelle sich
der Antragsteller zu wenden hat, dem Jobcenter. In diesem Fall werden evtl. entste-
hende Kosten vom Jobcenter Ubernommen. Der Antragsteller tragt die Kosten selbst,
wenn er ohne vorherige Abstimmung eine fachkundige Stelle frei auswabhilt.

Die Stellungnahmen vom ,GTZ-Raisdorf‘ werden akzeptiert.

Der aus der Stellungnahme der fachkundigen Stelle ersichtliche Gewinn ist gleichzei-
tig als Einkommen bei der Leistungsgewéahrung zu berlicksichtigen. Dariiber ist der
Kunde entsprechend zu beraten.

Die Forderhdhe kann bis zu 50 % der maf3gebenden Regelleistung (d.h. der individu-
ellen RL des eHb) nach § 20 Abs. 2 SGB Il betragen und erh6ht sich um 10 % der Re-
gelleistung nach 8 20 Abs. 2 SGB Il (aktuell ab 1.1.2017 = 409,00 Euro) fur jedes
Mitglied der Bedarfsgemeinschaft. Insgesamt darf das ESG 100 % der Regelleistung
nicht Gbersteigen.

Der Grundbetrag soll um 20 % des vollen Regelbedarfs erganzt werden
- bei einer vorherigen Arbeitlosigkeit von mindestens zwei Jahren
- bei einer vorherigen Arbeitslosigkeit von 6 Monaten, wenn besondere individu-

elle Vermittlungshemmnisse fir die Eingliederung vorliegen.

Das ESG kann auch fur die Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Be-
schéftigung gewahrt werden.

Neu: Beihilferechtliche Férdervoraussetzungen bei Selbstandigen
Siehe hierzu die weiteren Erlauterungen zu 8 16¢c SGB Il — Leistungen zur Einglie-
derung von Selbstandigen.
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Die Bewilligung und die Ablehnung von Einstiegsgeld ist tber CoSach zu buchen.
Nach erfolgter Forderentscheidung in CoSach wird automatisch ein Vermerk in der
Kundenhistorie in VerBIS erstellt.

Fachliche Hinweise zu Einstiegsgeld - Stand 02/2017

6. 816c SGB Il - Leistungen zur Eingliederung von Selbstandigen
Darlehen und Zuschusse fir die Beschaffung von notwendigen Sachgutern, die fiir die

Auslibung der selbstandigen Tatigkeit notwendig und angemessen sind.

ACHTUNG: Ausgeschlossen sind Dienstleistungen (z.B. im Bereich Coaching
und Unternehmensberatung V).

D Zur Unterstiitzung von Griindern im ersten Jahr nach lhrer Griindung bietet sich ggf.
das ESF-Programm ,Griindercoaching Deutschland“ (GCD) Uber die KfW Mittelstands-
bank an.

Personenkreis:
ELb, die eine selbstandige, hauptberufliche Tatigkeit aufnehmen oder ausiben

Tragfahigkeit:
Es muss zu erwarten sein, dass die selbstandige Tatigkeit wirtschaftlich tragfahig ist
und innerhalb eines angemessenen Zeitraums die Hilfebedurftigkeit dauerhaft Uber-
wunden oder verringert wird. Die Tragfahigkeit ist von einer fachkundigen Stelle zu
bescheinigen.

Angemessener Zeitraum:
bei seit langerem selbstandig Tatigen 12 Monate
bei Existenzgriindern aus der Arbeitslosigkeit im SGB Il bis zu 24 Monate

fachkundige Stelle:

Fachkundige Stellen sind je nach Vorhaben insbesondere die Industrie- und Handels-
kammern, Handwerkskammern, Kreditinstitute und andere berufssténdige Organisati-
onen. Die Entscheidung, an welche fachkundige Stelle sich der Antragsteller zu wen-
den hat, trifft das Jobcenter. In diesem Fall werden evtl. entstehende Kosten vom Job-
center Ubernommen. Der Antragsteller tragt die Kosten selbst, wenn er ohne vorhe-
rige Abstimmung eine fachkundige Stelle frei auswahlt.

Die Stellungnahme vom ,GTZ-Raisdorf“ wird akzeptiert.

.Bagatell“-Grenze in Hohe von 500,00 Euro

Bis zu einer H6he von 500,00 Euro wird der Gewéahrung eines einmaligen Zuschusses
bzw. Darlehens im Interesse der Verwaltungsvereinfachung auf die Stellungnahme ei-
ner fachkundigen Stelle verzichtet.

Nachweise:
Zur Einschatzung der Tragfahigkeit sind notwendige Unterlagen vorzulegen. Dies kdn-
nen sein:
e Aussagefahige Beschreibung des Existenzgriindungsvorhabens (Geschéftsi-
dee, Produkt/Dienstleistung, Markt und Wettbewerb, Marketing)
o Kapitalbedarfs- und Finanzierungsplan (Eigenkapitalanteil, Bedarf an Fremd-
kapital, Sicherheiten fir Kredite, Inanspruchnahme von Forderprogrammen)
e Erldse- und Rentabilitdtsvorschau (erwartete Erlése zur monatlichen Berech-
nung im ersten Jahr und zur Jahresberechnung im zweiten und dritten Jahr der
Grindung)
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e Liquiditatsplan (Einschatzung der monatlichen Einzahlungen auf 3 Jahre, mo-
natliche Kosten, Investitionskosten, monatlicher Kapitaldienst in Form von Zin-
sen und Tilgung, Liquiditatsreserven)

o Falls zutreffend: Begriindung der letzten Geschaftsaufgabe

Alternative Finanzierungsmaoglichkeiten:

Eine Finanzierung tUber Kreditinstitute (z.B. Investitionsbank Schleswig-Holstein, KW-
Mittelstandsbank, Hausbank) ist zu prifen. Als Nachweis reicht die Einschatzung der
fachkundigen Stelle oder eine abschlagige Bestéatigung der Hausbank.

Sachguter:
sind z.B.
o Betriebs- und Geschéftsausstattung, wie PC, zugehdrige betriebliche Soft-
ware, Telefonanlage, Kopierer, Einrichtungsgegenstande (z.B. Schreibtisch)
e Marketing und Vertrieb unterstiitzende Investitionen fur die Erstellung von
Homepages, Werbemitteln, Schaufensterdekorationen etc.
e Fahrzeuge, Maschinen und Anlagen, Werkzeuge und Arbeitsmittel
o Erstausstattung und betriebsnotwendige Aufstockung des Material-, Waren o-
der Ersatzteillagers
e Konzessionen (Ubernahme im Gastronomiebereich) und andere Gebiih-
ren/Kosten fir Bescheinigungen/Genehmigungen des Gewerbes bzw. Eintra-
gung ins Handelsregister
e Kaution fir Gewerberaume

Darlehen — Zuschuss:
Grundsatzlich darlehensweise Férderung. Im Einzelfall Gewéhrung eines Zuschusses,
sofern dieser zielfiihrender ist.

Darlehen:

Hohe maximal 5.000,00 €. Das Gebot der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit ist zu bertcksichtigen.

Zweckbindung Die Sachgtter, Kosten und Notwendigkeit sind genau zu be-
nennen. Gewahrung fir gréRere Anschaffungen oder bei ste-
tigem Finanzbedarf.

Sicherung Aufnahme einer Abtretungserklarung fir kuinftige Einkommen
aus Erwerbstéatigkeit oder Sozialleistung.

Zuschuss:

Hohe maximal 2.500,00 Euro. Bewilligung einmalig oder monatlich
gleichbleibenden Raten (oder degressiven Raten) mdglich.

Zweckbindung Die Sachguter, Kosten und Notwendigkeit sind genau zu be-

nennen. Gewahrung fir kleinere Anschaffungen und fir kon-
krete Vorhaben.

Eine Kombination bei groReren Férdersummen aus Zuschuss und Darlehen ist mog-
lich. Grundsatzlich darf die Gesamtférderung 5.000,00 Euro nicht tibersteigen.

Nachweis Uber die Verwendung:
Die Verwendung der Fordermittel ist vom Antragsteller im Rahmen seines Kapitalbe-
darfs- und Finanzierungsplans nachzuweisen.

Hierzu gehoéren auch Angaben Uber den vorgesehenen zeitlichen Ablauf, die voraus-
sichtlichen Kosten und die weitere Finanzierung der erforderlichen Sachmittel.

Der Erwerb der geférderten Sachgtiter ist durch Vorlage von Rechnungen zu belegen.
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Wirkungskontrolle:

In regelmaRigen Abstanden, spatestens aber zum Ende des Bewilligungszeitraums ist
zu prufen und zu dokumentieren, ob und in welcher Weise die Gewahrung von Darle-
hen/Zuschiussen zur Etablierung bzw. zur Weiterfiihrung der selbstéandigen Tatigkeit
beigetragen hat. Gegebenenfalls ist mit fachkundigen Stellen zu klaren, ob ein weiterer
Unterstutzungsbedarf erforderlich ist.

Wartezeit:

Bei einem Scheitern des Grindungsvorhabens nach spatestens 24 Monaten und einem
erneuten alternativen Griindungsvorhaben oder beim Feststellen der erfolglosen Selb-
standigkeit nach 12 Monaten ist eine erneute Férderung nach 816 c nur im begriindeten
Einzelfall friihestens nach 12 Monaten maglich.

Beratung und Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten nach § 16c Absatz 2
SGB I

ELb die bereits hauptberuflich selbstandig sind, kbnnen zum einen zur Erhaltung oder
Neuausrichtung ihrer selbstandigen Tatigkeit beraten und durch die Vermittlung von
Kenntnissen und Fertigkeiten unterstitzt werden, falls dadurch perspektivisch die Hilfe-
beddrftigkeit Gberwunden oder reduziert werden kann.

Zum anderen wird im Fall einer unwirtschaftlichen Selbstandigkeit das Ziel verfolgt,
dem/der Selbstandigen zu einer realistischen Einschatzung der selbstandigen (Er-
werbs-) Tatigkeit zu verhelfen und ihn/sie bei der Entscheidung zugunsten alternativer
Perspektiven zur Uberwindung oder Reduzierung der Hilfebeduirftigkeit zu unterstiitzen
(u.U. Begleitung der Abwicklung). Dies gilt insbesondere fiir die Aufnahme einer sozial-
versicherungspflichtigen Beschéftigung.

Die Forderleistung der "Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten" ist beschrankt
auf die Kenntnisvermittlung zur allgemeinen Durchfihrung der Selbstandigkeit (z.B.
Marketing, Buchhaltung, Akquise, Projektmanagement, Rhetorik - sofern nicht Betriebs-
zweck).). Die Vermittlung von beruflichen Kenntnissen ist ausgeschlossen.

Es ist das Vergaberecht zu berucksichtigen.

NEU: Beihilferechtliche Fordervoraussetzungen

Eine Forderung mit Leistungen zur Eingliederung von Selbstéandigen (Sachgiter sowie
die Beratung und Vemittlung von Kenntnissen) wirkt auf den lokalen und Uberregiona-
len Wettbewerb und steht daher im unmittelbaren Zusammenhang mit dem EU-Beihil-
ferecht sowie der Forderung nach Wettbewerbsneutralitat innerhalb der EU und ist als
Beihilfe bzw. Subvention zu werten. Da nationale Beihilfen nicht (mehr) wettbewerbs-
neutral wirken, sobald sie einzelnen Unternehmen oder Wirtschaftszweigen (geld-
werte) Vorteile gegenliber Unternehmen oder Wirtschaftszweigen in anderen Mit-
gliedsstaaten der EU verschaffen und dadurch den innergemeinschaftlichen Wettbe-
werb verzerren, ist das Beihilferecht zu beachten.

Um ausgewahlte Marktteilnehmer z.B. bei der Griindung von Unternehmen zu unter-
stutzen, sind Beihilfen, die unterhalb eines Schwellenwertes liegen, von der Anwendung
des EU-Wettbewerbsrechts ausgenommen.

Bei Leistungen nach § 16¢c SGB Il handelt es sich um sogenannte ,De-minimis“-Beihil-
fen. Die Summe aus der Forderung nach 8 16c SGB Il und sonstigen innerhalb der
letzten drei Steuerjahre gewéahrten Beihilfen (z.B. Einstiegsgeld) darf grundséatzlich den
Schwellenwert von 200.000 Euro nicht Uberschreiten. (Ausnahmen siehe ,Fachliche
Hinweise zu Leistungen zur Eingliederung von Selbstandigen®.
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Mit der Antragstellung und Benennung der beantragten Leistung hat die Ausgabe des
Informationsblattes und der ,De-minimis“-Erklarung an den Kunden zu erfolgen (Vor-
drucke im BK-Browser). Die ,De-Minismis“-Erklarung gilt als Nachweis, dass der
Schwellenwert nicht erreicht ist und keine Anwendung des EU-Wettbewerbsrechts er-
folgt.

Unternehmen in Schwierigkeiten, d.h. Unternehmen, fir die ein Insolvenzverfahren er-
oOffnet ist, sind von der Férderung nach 8§ 16¢c SGB Il ausgeschlossen, unabhéngig vom
jeweiligen Wirtschaftszweig, dem sie angehéren.

Die Bewilligung und die Ablehnung von Leistungen fir Selbstandige ist tiber CoSach
zu buchen. Nach erfolgter Férderentscheidung in CoSach wird automatisch ein Ver-
merk in der Kundenhistorie in VerBIS erstellt.

Die fachlichen Hinweise sind abgelaufen, behalten aber bis neue fachliche Hinweise
vertffentlicht werden ihre Glltigkeit.

Fachliche Hinweise zu Leistungen zur Eingliederung von Selbstandigen - Stand
08/2012

8 16f SGB Il — Freie Férderung

Die Sicherung oder Stabilisierung eines bestehenden sozialversicherungspflichtigen
Beschaftigungsverhaltnisses von ELb ist moglich, soweit dies im Einzelfall erforderlich
ist, um die Beibehaltung einer Erwerbstatigkeit zu unterstitzen.

Fur die erforderliche Reparatur oder die Neuanschaffung eines KFZ ist die Gewahrung
eines Darlehens bis zu 1.500,00 Euro mdglich.

Hinweis:

Aufgrund von 8§ 16g Abs. 2 SGB Il ist innerhalb der ersten 6 Monate nach der Beschaf-
tigungsaufnahme die Leistungsgewahrung aus dem VB als Zuschuss zu bewilligen.

Die Leistungsgewahrung muss im konkreten Einzelfall erforderlich sein und unter Be-
achtung der Grundsatze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit erfolgen. Die Entschei-
dung ist nachvollziehbar zu begrinden und zu dokumentieren.

Sollte im Einzelfall eine dariiber hinausgehende Férderung notwendig sein, ist dies in
Abstimmung mit den TL detailliert zu begriinden.

JobBonus

Das Jobcenter gewahrt zur Unterstiitzung der Umwandlung von geringfiigigen in sozi-
alversicherungsflichtige Beschéaftigungsverhatltnisse Zuschiisse an AG.
Fordervoraussetzungen: Arbeitgeber die arbeitslose Beschéftigte, die mindestens
seit 8 Wochen eine Nebenbeschaftigung beim Arbeitgeber ausiiben, sozialversiche-
rungspflichtig mit mindestens 20 Wochenstunden beschaftigen, erhalten einen Zu-
schuss in H6he von 2.000,00 €/ bzw. 4.000,00 €. Die Hohe des Zuschusses richtet sich
nach der Arbeitszeit, bzw. den personlichen Voraussetzungen der Kunden (Alleinerzie-
hende, Schwerbehinderte, Jugendliche).

In 2017 sind nur Einzelfalle forderbar.
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Mehr Informationen zum JobBonus kdnnen den Hinweisen enthnommen werden.

8. 816e SGB Il - Forderung von Arbeitsverhaltnissen (FAV)

Grundsatzlich keine Neufalle im Jahr 2017.

Der Personalrat des Jobcenters Kreis Plon wurde beteiligt.

Westerfeld
Geschaéftsfuhrer
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